
Wer mehrere Landeslisten untezeichnet, macht sich nach § 108d in Verbindung mit § 107a des Strafge-
setzbuches

Ausgegeben
Wiesbaden ,"1{, März 2021

Der Landeswahlleiter

UnterstüEungsunterschrift

lch unterstütze h meine Unterschrift die Landesliste der Partei
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bei derWahl zum .. ..?9,..... Deutschen Bundestag
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(Vollständig in Maschinen- oder Druckschriä austütlen)

Familienname:

Vornamen:

Geburtsdatum:

Anschrift (Hauptwohnung)

Straße, Hausnummer'): .............

Postleitzahl, Wohnort:

lch bin damit einverstanden, dass für mich eine Bescheinigung des Wahlrechts eingeholt wird.2)

, den

(Nicht vom Unterzeichner auszulü e.)

Bescheinigung des Wahlrechts3)
Der/Die vorstehende Untezeichner(in) ist Deutsche(r) im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-
setzes. Er/Sie erfüllt die sonstigen Wahlrechtsvoraussetzungen, des § 12 des Bundeswahlgesetzes, ist
nicht nach § 13 des Bundeswahlgesetzes vom Wahlrecht ausgeschlossen und im oben bezeichneten Land
wahlberechtigt.

,den............

Die Gemeindebehörde

'1 ) Bei außerhalb der Bundesrepublik Deutschland lebenden Wahlberechtigten ist der Nachweis f[]r die Wahlberechtt-
gung durch die Angaben gemäß Anlage 2 und Abgabe einer versrcheru-ng an Eides statt zu erbringen.

2) wenn der untezeichner die Bescheinigung seines wahlrechts selbst einholen will, streichen.
3) Die Gemeindebehörde darf das Wahlrecht ieweils nur einmal für einen Kreiswahlvorschlag und eine Landesliste

bescheinigen; dabei darf sie nicht festhalten, für welchen Wahlvorschlag die erteitte BescÄeinigung bestimmt ist.
Die wahlberechtigung des untezeichners muss im zeitpunkt der unterzeichnung gegeben seinl -

DatenschuEhinweise auf der Rückseite

Anlage 2'l
(zu § 39 Absatz 3)

Formblatt für eine Unterstützungsunterschrift (Landesliste)
Eine Unterschrift ist nur gültig, wenn sie der Untezeichner persönlich und handschriftlich geleistet hat.
Unterschriften dürfen erst gesammelt werden, wenn die Landesliste aufgestellt ist. Vorher geleistete Unter-
schriften sind ungültig. Jeder Wahlberechtigte darf mit seiner Unterschrift nur eine Landesliste unterstützen.

(Persönlicie und handschrift iche Unterschdft)

(Di€nstsiegel)



Anlage 21
(zu § 39 Absatz 3)

R[ickse/te
des Formblafts fü eine U nterstützungsunterschtift (Landesliste)

lnformationen zum Datenschutz

Für die mit lhrer Unterstütsungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Daten gilt:

1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, die Mindestzahl von Unterstützungsunterschriften
fllr Wahlvorschläge nach § 27 Absatz 1 Bundeswahlgesetz nachzuweisen.

Die Verarbeituo\irldgr personenbezogenen Daten erfolgt aufder Grundlage von § 1 Absatz I Bundesdatenschulz-
gesetz in Verbindung mit Artikel 6Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 9 AbsaE 2 Buchstabe g Datenschutz-Grund-
verordnung in Verbindung mit den §§ 19, 25, 27 und 28 Bundeswahlgesetz und den §§ 39, 40, 41 Bundeswahl-
ordnung.

2. Sie sind nrcht verpflichtet, lhre personenbezogenen Daten bereitzustellen.

lhre [r5teßUtaungsunterschrift für den Wahlvorschlag ist jedoch nur mit diesen Angaben gültig.

3. Verantwortlich für die Verarbeitung der mit lhrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen

Daten ist die untersrützungsunterschriften sammetnde partei ( .lgl1ili9.htifti.gPt .9H-dSt§:::lt!::l9ll9'.. ..... ....

Nach Einreichung der Unterstützungsunterschriften beim Landeswahlleiter ist der Landeswahlleiter (.............

l:rt+r.rilrilt:.I'Plslvglllgilsr{!Jll9!r9r,fu9gr!9i:F}9*:4]1991?,§llqJyrgrlsger:F:.M3!l:yeller@ll1lgi:+:ii:r.qs )"
für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten verantwortlich.

Verantwortlich für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten bei der Erstellung der Wahlrechtsbescheini-
gung ist die Gemeindebehörde, bei der Sie mit lhrem Hauptwohnsitz gemeldet sind.

4. Empfänger der personenbezogenen Daten ist der Landeswahlausschuss (Postanschrift: c/o Landeswahlleiter,
siehe oben Nummer 3).

lm Falle einer Beschwerde gegen die Zurückweisung einer Landesliste nach § 28 Absatz 2 Bundeswahlgesetz
können auch der Bundeswahlausschuss und der Bundeswahlleiter Empfänger der personenbezogenen Daten
sein.

lm Falle von Wahleinsprüchen können auch der Deutsche Bundestag, die sonstigen nach dem Wahlprüfungs-
gesetz am Verfahren Beteiligten sowie das Bundesverfassungsgericht, in anderen Fällen auch andere Gerichte
Empfänger der personenbezogenen Daten sein.

5. Die Frist für die Speicherung der personenbezogenen Daten richtet sich nach § 90 Absatz 2 Bundeswahlord-
nung: Formblätter mit Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge sind nach Ablaufvon sechs Monaten seit
der Wahl zu vernichten, wenn nicht der Bundeswahlleiter mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprüfungsver-
fahren etwas anderes anordnet oder sie für die Strafuerfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von
Bedeutung sein können.

6. Nach § 1 Absatz I Bundesdatenschutzgesetz in Verbindung mit Artikel '15 Datenschutz-Grundverordnung kön-
nen Sie von dem Verantwortlichen über die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten Auskunft verlangen.

7. Nach § l Absatz 8 Bundesdatenschutzgesetz in Veöindung mit Artikel '16 Datenschutz-Grundverordnung kön-
nen Sie von dem Verantwortlichen die Berichtigung lhrer personenbezogenen Daten verlangen. Dadurch wird
lhre UntersttiEungsunterschrift nicht zurückgenommen.

8. Nach § 1 AbsaE 8 BundesdatenschutzgeseE in Veöindung mit Artikel 17 Datenschutz-Grundverordnung kön-
nen Sie von dem Verantwortlichen die unverzügliche Löschung lhrer personenbezogenen Daten vedangen, so-
weit lhre personenbezogenen Daten für die Zwecke, für die sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind und

die Speicherfrist abgelaufen ist, Ihre personenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden oder der Ver-
antwortliche zur Löschung verpflichtet ist. Dadurch wird lhre Unterstützungsunterschrift nicht zuri.lckgenommen.

L Nach § 1 Absatz 8 Bundesdatenschutzgesetz in Verbindung mitArtikel 18 DatenschuE-Grundverordnung kÖnnen

Sie von dem Verantwodlichen statt der Löschung die Einschränkung derVerarbeitung verlangen, soweit lhre perso-

nenbezogenen Daten für die Zwecke, ftir die sie veraöeitet wurden nicht mehr notwendig sind oder lhre personen-

bezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. Sie können die Einschränkung der Verarbeitung auch dann
verlangen, wenn Sie derAuffassung sind, dass lhre personenbezogenen Daten unrichtig sind. Durch einen Antrag

auf Einschränkung der Veraöeitung wird lhre UnterstüEungsunterschrift nicht zurückgenommen.

10. Beschwerden können Sie an den zuständigen Landesdatenschutzbeauftragten und gegebenenfalls an den Da-
tenschutzbeauftragten des jeweils für die Datenverarbeitung Verantwortlichen (siehe oben Nummer 3) oder an
den Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die lnformationsfreiheit (Postanschrift: Der Bundesbeauftragte
für den DatenschuE und die lnformationsfreiheit, Postfach 1468, 53004 Bonn; E-Mail: poststelle@bfdi.bund.de)

richten.

11. Sie können diese lnformationen auch auf der Homepage des Bundeswahlleiters unter www.bundeswahlleiterde
ansehen.

1) Name und Kontakidaten sind von der Partei einzutEgen
2) Landeswahlleiler, Dienslstelle und Kontaktdaten des Landeswahlleiters sind vom Ländeswahlleiter einzulragen.


